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Zuständige Krankenkasse
     
     
     
Antrag auf Erstattung gem. §§ 1 Abs. 2, 2 AAG;
Beschäftigungsverbot für eine angestellte schwangere Mitarbeiterin
Sehr geehrte Damen und Herren,

die in meiner Praxis beschäftigte  FORMDROPDOWN 
, Frau      , ist schwanger. 

Die Bescheinigung  FORMDROPDOWN 
,      , füge ich in der Anlage bei. Die Schwangerschaft wurde mit Schreiben vom       dem zuständigen Regierungspräsidium  FORMDROPDOWN 
 gemeldet. Eine Kopie dieses Schreiben ist ebenfalls in der Anlage beigefügt.

Frau       führt in meiner Praxis folgende Tätigkeiten durch:

 FORMCHECKBOX 

konservierende Arbeiten,
 FORMCHECKBOX 

dentalchirurgische Arbeiten,

 FORMCHECKBOX 

Zahnextraktionen,

 FORMCHECKBOX 

Injektionen,
 FORMCHECKBOX 

professionelle Zahnreinigung,
 FORMCHECKBOX 

Behandlungsassistenz,
 FORMCHECKBOX 

Instrumentenwartung,
 FORMCHECKBOX 

sonstige Tätigkeiten mit möglichen gesundheitsschädlichen Einwirkungen.
Eine Umsetzung von Frau       auf einen Arbeitsplatz, an dem eine Verletzungs- und damit eine Infektionsgefährdung ausgeschlossen ist, ist aus betrieblichen Gründen nicht möglich. Frau       unterliegt damit einem Beschäftigungsverbot entsprechend der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts.

Frau       erhielt in den letzten 3 Monaten ein Bruttogehalt einschließlich Sozialversicherungsbeiträgen (incl. Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteilen) i. H. v.       €.
Ich beantrage hiermit die Erstattung gemäß §§ 1 Abs. 2, 2 AAG.
Mit freundlichen Grüßen

(Praxisstempel und Unterschrift  FORMDROPDOWN 
)
Anlagen:
Bescheinigung  FORMDROPDOWN 

Meldung an das Regierungspräsidium      
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